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Einleitung
Das duale Berufsbildungssystem (Ausbildung im Betrieb und in der Schule) ist eine Erfolgsgeschichte. Es hat sich als effizient für die Lernenden und kostengünstig für Wirtschaft und Gesellschaft herausgestellt. Die Lernenden werden früh in die Arbeitswelt eingebunden, die Betriebe haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich am Produktionsprozess beteiligen. Heute steht dieses System jedoch vor bedeutenden Herausforderungen.
Die Gesellschaft wandelt sich. Wir sind eine Dienstleistungsgesellschaft, die auf gut ausgebildetes Personal angewiesen ist. Trotzdem bilden immer weniger Unternehmen Lehrlinge aus. Es sind gemäss Lehrstellenbarometer vom April 2006 nur knapp ein Drittel aller Unternehmen, die ausbilden. Dies ist für die Jugendlichen und für die Wirtschaft mittelfristig fatal: Jugendliche ohne Ausbildungsabschluss werden auf dem heutigen Arbeitsmarkt zu einer Risikogruppe. Sie schaffen den Einstieg in den Arbeitsmarkt nicht oder werden die ersten Restrukturierungsopfer. Mit dem Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft gibt es immer weniger Jobs für Unqualifizierte. Wer keinen Ausbildungsabschluss vorweisen kann, wird zudem gesellschaftlich zunehmend stigmatisiert. Dabei müsste die Wirtschaft in ihrem eigenen Interesse aus demographischen Gründen mehr Lehrlinge ausbilden: Mittelfristig sinkt die Anzahl Jugendlicher, so dass bei fehlender Ausbildung ein Mangel an Fachkräften droht.
Herausforderung 1:
Zuwenig Lehrstellen für die geburtenstarken Jahrgänge: 
Jetzt muss der Bundesrat dringend finanzielle Anreize bieten!

Trotz wirtschaftlichem Aufschwung zeigt sich heute auf dem Lehrstellenmarkt ein nahezu unverändertes Bild. 27'000 Jugendliche waren im April 2006 vier Monate vor Beginn des Lehrjahres noch ohne Lehrvertrag
. Damit in der verbleibenden kurzen Zeit bis Mitte August alle Jugendlichen eine Lösung finden können, müssen nun finanzielle Anreize zur kurzfristigen Schaffung von Lehrstellen spielen.
Wir haben hier und heute auf dem Lehrstellenmarkt ein Mengenproblem. Die Anzahl Schulabgängerinnen und Schulabgänger befindet sich gemäss den Szenarien des Bundesamts für Statistik 2006 auf einem Höhepunkt
. Über 87'000 Jugendliche kommen aus der Schule. Dazu kommen Jugendliche, die bereits in Zwischenlösungen sind und ebenfalls eine Lehrstelle suchen. Die geburtenstarken Jahrgänge sind jetzt auf Lehrstellensuche. Können wir diesen jungen Menschen jetzt keine Perspektiven bieten, wird dies unsere Gesellschaft langfristig teuer zu stehen kommen. 

Den 27'000 Lehrstellensuchenden stehen nur 17'500 noch unbesetzte Lehrstellen gegenüber. Hinzu kommt, dass die Lehrstellensituation regional sehr unterschiedlich ist und Lehrstellen nicht einfach von Luzern in die Waadt transferiert werden können. Aus der gegenwärtigen Entwicklung und den demographischen Szenarien des BFS ist ersichtlich, dass in den Jahren 2006, 2007, 2008 und 2009 je mindestens 5000 bis 10’000 Lehrstellen mehr vergeben werden müssen. 
Die gegenwärtige Situation auf dem Lehrstellenmarkt erfordert ein unmittelbares und schnelles Handeln. Weil in der Tendenz immer weniger Betriebe eine Lehrstelle anbieten, muss kurzfristig bei den bisherigen Lehrbetrieben angesetzt werden. 
Travail.Suisse fordert den Bundesrat und das Parlament deshalb auf, in einem dringlichen Bundesbeschluss folgende Massnahme zu treffen: Ein Betrieb, der seit mindestens drei Jahren in der Lehrlingsausbildung tätig ist, soll – wenn er im Verhältnis zu den vorangegangenen Jahr mehr Lehrlinge ausbildet - für jede neue Lehrstelle mindestens Fr. 5'000.- pro Ausbildungsjahr erhalten. Diese Regelung gilt für die Lehrbeginnsjahre 2006, 2007 2008 und 2009.
Weil sich viele Jugendliche in Zwischenjahren befinden, wird die angespannte Lage auf dem Lehrstellenmarkt trotz Rückgang der Schulabgängerinnen und Schulabgänger bis 2009 angespannt bleiben. Travail.Suisse fordert, dass man in diesen Jahren bewährte Betriebe zu gewinnen versucht, die bereit sind, über ihre gegenwärtigen Lehrlingszahlen hinaus neue Lehrstellen anzubieten. Für jede vorübergehend zusätzlich angebotene und besetzte Lehrstelle sollen sie finanziell entschädigt werden. Eine entsprechende Motion wurde von Nationalrat Hugo Fasel eingereicht. 
Die gesetzliche Grundlage und das Geld sind vorhanden: Art. 13 des neuen Berufsbildungsgesetzes gibt dem Bundesrat die Kompetenz, bei einem Ungleichgewicht auf dem Lehrstellenmarkt befristete Massnahmen zu treffen. Aus dem Innovationsfonds des Bundes für die Berufsbildung stehen erfahrungsgemäss 15 bis 20 Millionen Franken schnell zur Verfügung, die für Projekte nicht abgeholt werden.  Sie können gemäss Art. 55, 1 Ziff. j für Massnahmen, die der Sicherung und Erweiterung des Lehrstellenangebotes dienen, verwendet werden. Somit können mit bereits bereit gestellten Geldern pro Jahr vorübergehend 4000 zusätzliche Lehrstellen angeboten werden. Vergleicht man diese Ausgaben mit den Kosten für Brückenangebote (schulische und betriebliche Zwischenjahre), die zwischen 10'000 und 20'000 Franken kosten, wird klar, dass es sich lohnt, das Geld direkt in Lehrstellen zu investieren. 
Die Vorteile einer solchen Lösung liegen auf der Hand:

· Die Massnahme ist sofort realisierbar und nach dem Höchststand der Schulabgän-gerinnen und –abgänger wieder abbaubar.
· Die Massnahme ist einfach und klar.
· Es müssen keine neuen Strukturen aufgebaut werden.
· Es ist gut nachweisbar, wer für die finanzielle Unterstützung in Frage kommt.
· Die Massnahme konkurrenziert das bisherige System nicht (duale Lösung).
Herausforderung 2: 
Den Übergang von der Schule in die Lehre verbessern
Von den heute über 87'000 Schulabgängerinnen und Schulabgängern machen heute 10 bis 15 Prozent keinen weiteren Bildungsabschluss mehr und werden so zu einer Risikogruppe. In der sich rasch wandelnden Wissensgesellschaft sind sie oft auf verlorenem Posten. So wissen wir beispielsweise, dass überdurchschnittlich viele junge Erwachsene ohne Ausbildung von der Sozialhilfe abhängig sind. 
 Aktuelle Schätzungen gehen davon aus, dass jedes Jahr 3000 Jugendliche direkt nach dem Schulabschluss in die Sozialhilfe kommen. 

Auch wenn die Anzahl Schulabgängerinnen und Schulabgänger wieder sinkt (gemäss BFS bis unter 80'000 im Jahr 2012), wird sich diese Problematik nicht automatisch entschärfen. Zum heutigen Zeitpunkt wissen wir insgesamt zuwenig, wer diese jungen Erwachsenen ohne Anschlusslösung sind. Arbeiten sie vorwiegend? Beziehen Sie Arbeitslosenentschädigung? Sind sie von der Sozialhilfe abhängig, etc.? Welches sind die Gründe dafür, dass sie keinen Ausbildungsabschluss machen? Welches sind typische Werdegänge für diese Gruppe? Diese Fragen müssen unbedingt geklärt werden. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen müssen Bund, Kantone und Wirtschaft zielgerichtete Angebote für diese Jugendlichen einrichten. Migrationserfahrungen, Schulschwäche oder schwierige familiäre Verhältnisse können alle zu einem misslungenen Übergang führen und verlangen ganz unterschiedliche Interventionen. Wollen wir langfristig eine Zweiteilung in Insider und Outsider und eine weitere Verschärfung des sozialen Klimas vermeiden, ist es ein Muss, die Abschlussquote zu steigern. 
Doch zuerst muss einmal akzeptiert werden, dass die Gesellschaft sich verändert. Migration findet vermehrt statt, Familienverhältnisse werden vielfältiger und können für Jugendliche zu Schwierigkeiten führen. Darauf müssen Schule und Berufsbildung Antworten finden. Das Lamento über Jugendliche, die den Anforderungen nicht mehr genügten, nützt niemandem. Es ist höchste Zeit genauer hinzuschauen.

Jugendliche mit Migrationshintergrund stärker begleiten
Jugendliche mit Migrationshintergrund müssen spezifische Hindernisse beim Übergang von der Schule in die Berufslehre überwinden: Sprachschwierigkeiten, fehlendes Wissen über die Bildungsmöglichkeiten, ein fehlendes Netzwerk, das ihnen eine Lehrstelle vermitteln könnte, aber auch Vorurteile, die zu Diskriminierung bei der Lehrstellensuche führen.
 Bei gleichen Schulnoten im gleichen Schultyp sind die Chancen von Jugendlichen aus Ex-Jugoslawien, der Türkei und Portugal, eine Lehrstelle zu finden, drei- bis viermal kleiner als von Jugendlichen mit Schweizer Eltern. 
 Vor diesem Hintergrund sind spezifische Massnahmen zu ergreifen: Sprachunterricht muss möglichst früh einsetzen, um zu vermeiden, dass Sprachschwierigkeiten fälschlicherweise als Lernschwäche interpretiert werden. Ist früher Sprachunterricht nicht möglich (Einschulung in der Schweiz erst kurz vor Schulabschluss), müssen ergänzende Sprachangebote an den Berufsschulen und mehr spezifisch auf Sprachprobleme ausgerichtete Brückenangebote eingerichtet werden. Jugendliche mit Migrationshintergrund brauchen eine frühere und stärkere Begleitung in Form von Mentoring. Die Begleitung muss bereits während der obligatorischen Schulzeit einsetzen. Entsprechende Pilotprojekte (Bern, BS, BL) sind Erfolg versprechend.  Zudem müssen Vorurteile bei den Arbeitgebern gegenüber Jugendlichen mit fremdländischen Namen abgebaut werden.
Das Bundesamt für Migration bestätigt in seinem kürzlich erschienenen Intergrationsbericht die Wichtigkeit der Berufsbildung. Die Einsicht, dass mit diesen Investitionen spätere Kosten in vielfacher Höhe verhindert werden können, ist offenbar da. Nun muss der Integrationskredit des Bundes aufgestockt werden, um entsprechende Massnahmen auch zu ermöglichen!

Attestausbildungen für schulschwächere Jugendliche ausbauen
Die Anforderungen vieler Berufe sind gestiegen. Immer wieder wird von Arbeitgeberseite erklärt, die Jugendlichen genügten diesen Anforderungen nicht mehr. Dabei wird unterschlagen, dass es mit dem neuen Berufsbildungsgesetz neu eine zweijährige Attestlehre für schulisch schwächere Jugendliche gibt. Diese hat gegenüber der bisherigen Anlehre den Vorteil, dass die Jugendlichen im Anschluss danach bei Eignung den dreijährigen Lehrabschluss (Eidgenössisches Fähigkeitszeugnis) in nochmals zwei Jahren nachholen können. Die Attestlehre muss in möglichst vielen Berufsfeldern umgesetzt werden und bei den Betrieben grössere Bekanntheit erlangen. Die Betriebe müssen danach – anstatt sich über die fehlenden Qualitäten der Jugendlichen zu beklagen – ihre Rekrutierungspraxis ändern: Sie  sollen vermehrt Attestlehrlinge anstellen. Attestlernende sollen zur Normalität werden. Nach einer Standortbestimmung nach einem oder zwei Jahren kann dann entschieden werden, ob der oder die Lernende noch das Fähigkeitszeugnis anstreben kann. Dazu braucht es Ausbildner, die auf diese neue Zielgruppe sensibilisiert sind und die individuelle Begleitung sicherstellen.
Was kann die Volksschule für den besseren Übergang leisten?

Die obligatorische Schule hat vielfältige Aufgaben. Eine davon ist es, Jugendliche an eine Berufsausbildung oder Mittelschule heran zu führen. Es ist klar, dass die Volksschule nicht alle gesellschaftlichen Veränderungen „ausbaden“ kann. Aber einiges kann sie schon unternehmen, um den Übergang für die Jugendlichen zu erleichtern.
Der Wirrwarr der verschiedenen kantonalen Zeugnisse und Schulstufen erschwert faire und transparente Bewerbungsverfahren und kann der oben erwähnten Diskriminierung Vorschub leisten. Die Zeugnisse müssen unbedingt vereinheitlicht werden. Das Projekt „Harmos“ der Erziehungsdirektorenkonferenz muss hier seinen Teil leisten. Daneben hat sich gezeigt
, dass eine Dreiteilung der Sekundarstufe in verschiedene Anspruchniveaus pädagogisch und ökonomisch keinen Sinn macht. Schüler des untersten Anspruchsniveaus holen die ihnen vorenthaltene Bildung nämlich nach, indem sie ihre Schulzeit verlängern (10. Schuljahr). Dies müssen sie auch, um überhaupt Chancen auf dem Lehrstellenmarkt zu haben. Sinnvoller ist ein integratives Schulmodell nach dem Vorbild Finnlands. Dies bedingt allerdings, dass schwächere Schüler systematisch von Unterstützungsmassnahmen profitieren können. 

Die Fachleute der Kantone haben den Handlungsbedarf erkannt und das Projekt „Nahtstelle Sekundarstufe I – Sekundarstufe II“ lanciert. 
 Nun muss auch der politische Wille von Bund und Kantonen, aber auch der Wirtschaft vorhanden sein. Denn soll das Problem ernsthaft angepackt werden, sind jetzt zusätzliche Investitionen der öffentlichen Hand und der Wirtschaft notwendig!
Herausforderung 3:
Jungen Erwachsenen mit Nachholbildung eine zweite Chancen geben
Wer nach der Schule ohne Ausbildung in den Arbeitsmarkt eingestiegen ist und heute zwischen 20- und 30-jährig ist, für den kommen all die erwähnten Massnahmen zu spät. Mittelfristig befinden sich diese jungen Erwachsenen auf dem beruflichen Abstellgleis. Die Möglichkeit, einen Ausbildungsabschluss nachzuholen, gibt ihnen neue berufliche Perspektiven, erhöht die Chancen auf dem Arbeitsmarkt und stärkt die Autonomie. Investitionen in die Nachholbildung stellen somit eine beträchtliche Entlastung für die Sozialversicherungen und die Sozialhilfe dar. Zudem stellen sie der Wirtschaft qualifizierte und neu motivierte Berufsleute zur Verfügung.

Junge Erwachsene, welche über den Willen und das Potenzial verfügen, eine berufliche Grundbildung nachzuholen, sollen ohne grosse Hürden diese Chance erhalten. Dazu sind mögliche Finanzierungen vorzusehen, sei es über Stipendien, über die Arbeitslosenversicherung oder über neue Regelungen im Berufsbildungsgesetz (Art. 33). Bei der Arbeitslosenversicherung setzt eine unsinnige Regelung diesem Bestreben Grenzen: Ausbildungszuschüsse werden nur an über 30-jährige Personen gewährt (Art. 66, Ziff. a). Travail.Suisse fordert, dass diese willkürliche Grenze aufgehoben wird. Denn je früher das Nachholen einer Ausbildung in Angriff genommen wird, desto grösser sind die Erfolgschancen. Zudem sind Strukturen einzurichten, welche die Personen in Nachholbildung unterstützen. Dazu gehört auch eine gute und kostenlose Beratung vor, während und nach der Ausbildung. Es ist im Weiteren eine Kampagne zu starten, welche die Nachholbildung propagiert und bekannt macht. 
� Vgl. Lehrstellenbarometer April 2006 des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie vom 8. Juni 2006: http://www.bbt.admin.ch


� Bundesamt für Statistik, „Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II: Szenarien 2003-2012“, s. 26


http://www.statistik.admin.ch


�� HYPERLINK "http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/soziale_sicherheit/sozialhilfe/blank/publikationen.Document.77005.html" ��http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/soziale_sicherheit/sozialhilfe/blank/publikationen.Document.77005.html�


� Haeberlin, Urs / Imdorf, Christian / Kronig Winfried (2004): Chancenungleichheit bei der Lehrstellensuche.


Der Einfluss von Schule, Herkunft und Geschlecht. Synthesis 7, NFP 43. Bern / Aarau:


� Fibbi, Rosita / Kaya, Bülent / Piguet, Etienne (2003b): Nomen est omen: Quand s'appeller Pierre,


Afrim ou Mehmet fait la différence. Synthesis 3, NFP 43. Bern / Aarau:


� Studie TREE, � HYPERLINK "http://www.tree-ch.ch/" ��http://www.tree-ch.ch/�


� � HYPERLINK "http://www.nahtstelle-transition.ch/" ��http://www.nahtstelle-transition.ch/�
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